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Beklagte und Revisionsbeklagte„‚

Der 7„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 54, Oktober 1972 durch

den Vorsitzenden Richter S c h m i t t 9 die

Richter Dr‚ u i t te und Dr° H e u B n e r und

die ehrenamtlichen Richter Dr° F r i t z e m e y e r

.
und w o l f f für Recht erkannt:

Das Urteil des Schleéwig—Holstein■dchen‚Landes-

sozialgerichts vom 9. Mai 4969 wird aufgehoben„

‘\
_

„..:

I'Der Rechtsstreit wird zur neuen
Verhandlung und '

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen„
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-Der Kläger war zuletzt bis zum 15„ Juli 1966 als Tiefbau—

arbeiter tätig. Anschließend war er bis zum 12. Januar

1968 arbeitsunfähig krank und bezog Krankengeld. Er hatte
sich bei einem Verkehrsunfall einen Unterschenkelbruch zuge—

zogen7 der im Verlauf einer vierwöchigen Krankenhausbehand-

lung genagelt wurde. Eine Fistel, die sich an der Nagel—

stelle gebildet hatte? schloß sich erst, nachdem während

einer weiteren vierwöchigen stationären Behandlung der

Nagel entfernt worden war. Am 9. Mai 1967 wurde der Kläger

aus dem Krankenhaus entlassen. Ende Mai 1967 erkrankte er

an einer Lungen— und Rippenfellentzündung (Bronchopneu—

monic). Er wurde deswegen vom 7. Juni bis zum 25. Juli
sowie Vom 22. bis 27° August 1967 erneut stationär behan-

delt.

Ein im Dezember 1967 gestellter Rentenantrag des_Klägers

wurde durch Bescheid der Landesversicherungsanstalt
Schleswig—Holstein vom 25„ Februar 1968 mit'der Begründung

abgelehnt, nach dem Ergebnis einer fachärztlichen Unter;

suchung sei er nicht berufsunfähig. '

Am 29. Februar 1968 meldete sich der Kläger arbeits—
los und beantragte Unterstützung aus der Arbeitslosen—

hilfe (Alhi)° Der Antrag wurde durch Bescheid vom 7. März
1968 mit der Begründung abgelehnt‚ der Kläger habe im

,letzten Jahr vor.der Arbeitslosmeldung nicht mindestens 10
Wochen in entlohnter Beschäftigung gestanden (@ 145
Abs. 1 Nr. 4 Buchst„ b des Gesetzes über Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung -AVAVG—). Der Widerspruch wurde

mit Bescheid vom 18. März 1968 zurückgewiesen und zur Be—
gründung ergänzend ausgeführt, auch $ 5 der 5° Durch—

, „ . _3'_.
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führungsverordnung zum AVAVG(5; DVG zum AVAVG) vom 22. Mai
1958 (BGBl I 577) treffe auf den Kläger nicht zu, insbesondere

habe eine Heilbehandlung im Sinne dieser Vorschrift nicht
vorgelegen. ' ' " ' ‘

'Das Sozialgericht (SG) Itzehoe hat die hiergegen erhobene Klage
mit der Begründung abgewiesen, die während einer lediglich

Arbeitsunfa 'higkeit bedingenden Krankheit im Rahmen der Kranken—

versicherung durchgeführte übliche ärztliche Behandlung

stelle keine Heilbehandlung'i.s‚ des 5 5 der 5, BVG zum AVAVG

der. ' — — '

Das Schleswig—Holsteinische Lande3502ialgericht (LSG) hat

nach Eeweiserhebung die Berufung gegen_dieses Urteil zurückge—

wiesen. Es hat dazu ausgeführt: Die VorauSsetzung«des % 445

Abs. 1 hr. 4 Buchst. b AVAVG, wonach der Arbeitslose inner—

halb eines Jahres vor der letzten Arbeitslosmeldung mindestens

10 Wochen in entlohnter Beschäftigung gestanden haben müsse,

bei nicht erfüllt; der Kläger'sei während des der Arbeitslos—
meldung vorausgegangcnen Jahres vielmehr arbeitsunfähig krank

gewesen. Ein Ersatztatbcstend im Sinne des 5 5 der 5. DVO

zum AVAVG sei ebenfalls nicht gegeben; der Kläger habe sich‘

nicht innerhalb von 26 Wochen nach einer_Heilbehendlung ar-ll
vbeitslos gemeldet‚ die zum Zweck der Erhaltung‚ Besserung
oder Wiederherstellung der Erx.erbsfähigkeit durChgeführt
\:orden sei. Die Heilbeha ndlung werde durch ihre auf

'Rehabilitation gerichtete Zielsetzung von anderen ärztlichen
'Leistungen abgegrenzt. Die Behandlung breuche allerdings

nicht stationär durchgeführt
zu werden; jede Behandlung reic@

aus, 501ern sie den genannten Zwecken diene (BSG 43, i60). ‚@

Sie brauche auch nicht von einem für Rehabilitationsmaßnahmem

zus tü „digen Leistungsträger gewahrt werden zu s'ein. Anders

als € 3 Nr. 2 der 4. DVGzur Arbeitslosenhilfe vom 51. Juli

%6 (BGBl I 727) enthalte @5 der 5. pvo zum AVAVGkeine
Aufzählung der zuständigen' "Träger öffentlich— rechtlicher

Leistungen". Auch der — in der früheren Vorschrift nicht er»

_4_
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wähnte — Träger der gesetzlichen Krankenversicherung könne

"Heilbehandlung" gewähren. Eine Heilbehandlung im Sinne

des % 5 der 5. DVD setze jedoch eine ernsthafte Gesund—

heitsstörung voraus, die ihr besonderes Gewicht durch die

Gefährdung der Erwerbsfähigkeit erhalte (BSG aaO). Eine
Gefahr für die Erwerbsfähigkeit des Klägers sei aber allein
von der Fistel ausgegangen; sie sei behoben gewesen. als

der Kläger am 9. Mai 4967 aus dem Krankenhaus entlassen

worden sei. Der Antrag auf Alhi sei mehr als 26 Wochen

später eingereicht worden. Die ambulante Nachbehandlung'habe

im wesentlichen eine bloße Schonfrist dargestellt. Auch die

anschließende Behandlung der Bronchopneumonie sei keine

Rehabilitationsmaßnahme gewesen. Nur wenn es zu Kompli—

kütionen und damit — wie im Fall der Fisteleiterung — zu
einer Gefährdung der Erwerbsfähigkeit gekommen wäre.

hätte die von der Allgemeinen Ortskrankenkasse {AOK} go—
währte Behandlung als Heilbehandlung im Sinne des 5 5

der 5. DVO aufgefaßt werden müssen. Die Erwerbsfähigkeit

des Klägers sei aber durch die komplikationslos verlaufene

Bronchopneumonie nicht gefährdet gewesen.*

Gegen dieses Urteil hat der Kläger dien: vom LSG zuge—
lassene - Revision eingelegt und wie folgt begründet: 5 5

der 5. DVD Zum AVAVGhabe den entsprechenden früheren Eat—
'bestand (% 5 der 4. DVG zur Alhi) wesentlich ausgeweitet.

Es handele sich um eine Härtevorschrift7 die absolute Schut2:

funktion habe. Ein vermittlungsfähiger Arbeitsloser9 der

die Anwartschaft nach 5 145 Abs. 4 Nr. 4 Buchst. b AVAVG
nicht habe erfüllen können. weil er sich einer Heilbehand—
lung zur Herstellung seiner Erwerbsfähigkeit unterzogen habe,

solle nicht der Sozialhilfe anheimfallen. Der Zeitraum von

i 26 Wochen(€ 5 Abs. 4 der 5. DVDzumAVAVG)habe hier nicht
a schon mit der Ausheilung der Fistel eingesetzt; vielmehr

l*sei auch die Behandlung der Bronchopneumonie als heilbe—

handlung zur Wiederherstellung der Erwérbsfähigkeit
zu

\n
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berücksichtigen° Der genannte Zeitraum habe also erst am
"12‚/15„ Januar 4968 begonnen° Es sei kein sachbedingter
.oder vernunftgerechter Grund erkennbar den arbeitsberei——

ten Kläger vom Bezug der Alhi auszuschließen und ihn an die

Sozialhilfe zu verweisen.

‘Der.Kläger beantragte,

die Urteile der Vorinstanzen sowie den BeScheid der
„Beklagten vom 7, März 4968 in der Fassung des Wider—

spruchsb950heides vom 48; März 1968 aufzuheben und
die Beklagte zu Verurteilen‚ ihm auf seinen Antragf

vom 29° Februar 4968 Arbeitslosenhilfe
zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisene

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig‚ Der Ersatz—

tatbestand des % 3 der 5„ BVG zümv£VAVG set2e die Durch—

führung einer Rehabilitationsmaßnahme voraus; daran fehle

es im vorliegenden Falle° Eine ausdehnende Auslegung der,

Vorschrift sei insoweit nicht zulässig„ .

Die
Beteiligten haben sich

mit
einer

Entscheidung
ohne

mündliche Verhandlung durch U1teil einverstanden erklärt "

(€ 124 ßbs. 2 des Sozielgericht$gesetzes »SGG—L

II

Die Revision ist zulässig und insofern begründet, als das
angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückVerwiesen werden
muß weil die Feststellungen des LSG nicht ausreichen‚ seine
Entscheidung zu rechtfertigen°
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Die Vorinstanzen habenmit Recht die Voraussetzungenfür
die Gewährung von Alhi nach 5 145 Abs. 1 Nr. 4 AVAVGnicht
als erfüllt angesehen. Der Kläger hat innerhalb eines Jahres

vor der Arbeitslosmeldung (29. Februar 1968) weder Arbeits—

losengeld bezogen noch mindestens 10 Wochen in entlohnter

Beschäftigung gestanden. Sollte sein letztes Beschäfti—

gungsverhältnis 10 Wochen der Jahresfrist überdauert haben,

so ist ihm doch für diese Zeit wegen Krankheit kein Arbeits—

entgelt gezahlt worden; solche Beschäftigungszeiten bleiben

nach S 445 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b, letzter Satz AVAVG
unberücksichtigt.

Von den Ersat2tatbeständen der aufgrund der Ermächtigung

des 5 145 Abs. } AVAVGergangenen 5. DVOzum AVAVGkommt —
im vorliegenden Fall nur derjenige des 5 5 Abs. 1 in Be-

tracht. Nach dieser Vorschrift ist der Anspruch auf Unter—

stützung aus der Alhi bei Vorliegen der sonstigen Voraus«

setzungen hilfsweise begründet, wenn der Arbeitslose sich
innerhalb von 26 Wochen ”nach einer Heilbehandlung oder

einer arbeits— oder berufsfördernden Maßnahme arbeitslos

gemeldet hat‚ die zu dem Zwecke der Erhaltung‚ Besserung

oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit oder der Ein—

gliederung in das Arbeitsleben von einem Träger öffentlich—

' rechtlicher Leistungen durchgeführt oder gefördert worden
sind". Nach der entsprechenden früheren Regelung in 5_3

Nr. 2 der 1. DVD zur Alhi mußte es sich um eine Heilbe—

handlung oder Berufsförderung handeln, die "als Maßnahme

‘ für die Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der_
beruflichen Erwerbsfähigkeit" im Rahmen ganz bestimmter

Leistungen der sozialen Fürsorge "zum Zwecke der Abwéadung

dauernder Erwerbsunfähigkeit" gewährt wurde. Sinn und Zweck
'dieser Ersatztatbestände für die Erfüllung der nach 5 145

Abs. 1 Nr. 4 AVAVG erforderlichen "kleinen Anwartschaft"

ist erkennbar der‚ einem Arbeitslosen den Bezug von Alhi
’ zu ermöglichen„ der nach einer medizinischen oder be—

ruflichen Rehabilitation neu oder erneut in das Arbeits—

..?..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


,-7——
leben eintritt; nachdemer aus den Gründen?welche die_
Behabilitetiensmaßnahme veranlaßten‚ diese Anwartschaft

nicht erfüllen kennte‚ Zwar wird der Verordnungsgeber ;v-f

j— worauf sehen die Nébeheinanderstellung von "Heilbehahd—

lung? und "arbeite—;oder berufsfördernde Maßnahme" hihdeutet e
wheifderjüeilbehondlung in erster Line an eine als solche_

gewährte_und gesielt durchgeführte Rehabilitationsmäßnehme '

eines speziell dafür zuständigen Sezialleistungsträgers

“gedacht haben; indessen schließt die Neuregelungder 5“ nvo
zu.m AVAVG eine Berücksichtigung auch der von einer öffentlich—

rechtlichen Krankenkasse in Rahmen der Krankenpflege durch—

geführten Behandlung nicht aus° Die Verwendung des Wortes ?

"Heilbehendlung" steht dem nicht entgegen; der Begriff deckt
sich z„B„ in $ 557 der Reichsversicherungsordnung (RVG) und.

% 41 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) weitgehend mit dem

vderKrankenpflege(@182Abs; 4 Nr„ 1 RVO)-Eine Heilbehandlungliegd
— darin ist dem LSG beizupflichteh —

jedenfalls dann vor wenn
das Leiden eine intensive9 aktive ärztliche Behandlung erford.ert.

Vera usgesetzt wird allerdings, daß. diese zum Zwecke der
‘Erhhltung9 Besserung- oder Wiederherstellung der

Erwerbsfähigkeit

durchgefüh1t wird° Wenn nun auch die Krankenpflege der gesetz- ’ “

'lichen }wankenver81cherung nicht speziell auf einen solchen '

Zi:eck ausgerichtet ist so kann sie doch zugleich diesen Zweck

erfülleno Naeh dem dargelegten Sinn und Zweck der Regelung kann

es aber l<einen wesentlichen Unterschied in der -ituation des

Arbeite los en begründen‚ ob seine ErWerbsfähigkeit durch eine

als spezielle Rehabilitationsmaßnahme oder durch eine im
_ }.Jege der K1ankenpflege durchgeführte “Heilbehendlung” erhalten‚>5"

gebessert oder wiederhergéstellt wird. Es muß daher genügen‚

daß die Heilbehahdlung objektiv den genannten Zwecken wesent—
_lich dient; soweit das der Fall ist? kann sie die Voraussetzungen

für eine Berücksichtigung nach @ 5 Abs° 4 der 5; DVD zum AVAVG

erfüllen° Der Senat verkennt nicht die Schwierigkeit der Ab—

grenzung einer solchen der Rehabilitation dienenden von der
„

”gewöhnlichen" Krankenpflegeo Zu Unrecht stellt dabei aber '
_

das LSG in Anlehnung an die Entscheidung des erkennenden Senats

—8—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

vom 22. November 1960 (BSG 137 160) allein auf éine

"sonst gegebene Gefährdung der Erwerbsfähigkeit” und im

praktischen Ergebnis sogar auf die "Abwendung dauernder-

Erwerbsunfähigkeit“ ab. Gerade dieses in die Zukunft ge-
richtete Tatbestandsmerkmal der früheren Regelung, zu

der noch das genannte Urteil des Bundessozialgerichts
(BSG) ergangen ist‚ ist als notwendige Voraussetzung

mit der Neuregelung weggefallen. Es kann daher nunmehr

grundsätzlich auch die Besserung oder Wiederherstellung

einer nur vorübergehend durch eine Gesundhei®störung

beeinträchtigten Erwerbsfähigkeit im Rahmendes 5 5
Abs. 1 der 5. BVG zum AVAVG berücksichtigt werden. Als

Merkmal besonderer Gewichtigkeit der Heilbehandlung ZUi
Abgrenzung von der sonstigen Krankenpflege kann also

neben dem nach wie vor anzuerkennenden Zweck der “Abweh—

dung dauerndcr Erwerbsunfähigkcit" auch die Behebung einer

krankheitsbedingten vorübergehenden Erwerbsbeeinträchtigung

von längerer Dauer gelten (vgl. BSG 107 286 — zu Anl.
Nr. 19 zur 5. Berufskrankheitenverordnung —BKVO—).Eine
Berücksichtigung dieses Gesichtspunktes bietet sich gerade

bei Anwendung der genannten Vorschrift deshalb an„ weil es
sich hier um den Ersatztatbestand für eine innerhalb einer

Rahmenfrist zu erfüllende Anwartschaft handelt. Ihre
gesetzliche Anerkennung hat die Bedeutung der zeitlichen

Dauer einer Beeinträchtigung der Brwerbsfähigkeit im

Rentenrecht bei der Regelung der Rente auf Zeit (5 1276
RVG) gefunden. Eine nur vorübergehende Berufs— oder nrwerbs—

unfähigkeit kann hiernach einen Rentenanspruch von der

27. Woche an begründen;«Voraussetzung ist also‚ daß sie

über die 26. Woche hinaus besteht. Dementsprechend sind

auch im Versorgungsrecht nach 5 50 Abs. 4 Satz 5 und 4
BVG Gesundheitsstörungen für die Beschädigtenrente erst

zu berücksichtigen‚ wenn sie über einen Zeitraum von sechs

Monaten hinaus andauern. Die zeitliche Dauer eines krank;
heitsbedingten Zustandes über die 26. Woche hinaus führt

hier also zu einer Veränderung seiner rechtlichen

\

..9...
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Qualität„ Dieser Gesichtspunkt erscheint dem Sénat auch für
die Abgrenzung einer rehabilitationSgleichen Heilbehand—

lung von bloßer Krankenpflege bedeutsam._Eine ihrer Natur

‚naeh nur vorübergehende, aber gewichtige Gesundheitsstörung
kann dahér Gegenstand einer Heilbehandlung i„S„ des 5 5 der

-5„ DVOzumAVAVGsein„wen ‚sie über die 26. wochehinaus ‘
mit einer wesentlichen Beschränkung der Erwerbsfähigkeit ver—
bunden i3tQ Dabei kommt es nicht darauf an„obvzuéleich die
gesetzlichen Voraussetzungen für die Durchführung einer Reha—
bilitation durch einen bestimmten Rehabilitationsträger

vorgelegen haben; Diese Auslegung des @5 der 5. DVDzum
AVAVGerscheint dem Senat nach Sinn und Zweck der Vor5chrift

geboten" Der Ärbeitslosé, der durch eine längere? ernsthafte
Erkrankung an der Erfüllung der_Wartezeit des 5 445 Abs° ■,

Nr„ 4 AVAVGverhindert war‚ bedarf nach deren Behandlung
und Ausheilung des Schutzes der Arbeitslosenhilfe in gleicher_
Weise wie etwa der "echt" rehabilitierte,der umgeschulte

oder der nicht mehr réntenberechtigte Arbeitslose°

Hiernach kann auch die
— Von der Krankenkasse durchgeführte —

Behandlung der Bronchopneumonie des Klägers als Heilbehandlung

„i„S° der genannten Vorschrift berücksichtigt werden? wenn sie
der Besserung oder Wiederherstellung einer länger als 26

Wochenbeeinträchtigteh Erwerbsfähigkeit gedient hat‚ Als
Erwerbsfähigkeit i.s;’dieser unmittelbar aus 5 5 der 5„ DVG
zum AVAVG hergeleiteten Quasi—Rehabilitation muß sinne und

zweckgemäß_die Vermittlungsfähigkeit 1.5. des 5 76 AVAVG

verstanden werden. Die anf die letztverrichtete Tätigkeit

bezogene Arbeitsunfähigkeit 1.8. der Krankenversicherung kann

'hier nicht genügen‚ wie sie andererseits bei einer auf
_

Abwendung dauernder Erwerbsunfähigkeit gerichteten Reha—'

bilitationsmaßnahme nicht erforderlich ist (vgl. BSG 159
_460)° Maßgebend für das rechtliche Gewicht-des-behandelten

Leidens ist im vorliegenden Fall also die Daher des dadurch be» '
dingtén Unvermögens‚ eine Beschäftigung unter den üblichen '

Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes auszuüben„
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Davon
zu trennen ist die Frage nach dem Beginn der in 5 f

der 5. BVG zum AVAVG selbst festgesetzten Frist von 26

Wochen. innerhalb welcher die Arbeitslosmeldung erfolgt sein

muß. Hierfür ist‚ wie sich aus dem Wortlaut "nach der Heil— ‘

behandlung" ergibt, der Abschluß der aktiven ärztlichen Be—

handlung, bei Krankenhausbehandlung einschließlich der

ambulanten Nachbehandlung, zu verstehen».

Hiernach kann die Behandlung der Bronch0pneumonie

— bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen — den An—

spruch auf Alhi begründen‚ wenn dieses Leiden das Leistungs
vermögen des Klägers im Sinne der Vermittlungsfähigkeit über

26 Wochen hinaus eingeschränkt hat und wenn die Behandlung

sich bis in den Zeitraum der von
der Arbeitslosmeldung zu—

rückgerechneten Frist von 26 Wochen hinein erstreckt hat.
Fehlt es an der letztgenannten Voraussetzung, so ist der

Anspruch auf Alhi unbegründet. Ist diese Voraussetzung hin—

gegen erfüllt, hat aber die Bronchopneumonie nicht über 26

w chen hinaus Vermittlungsunfähigkeit bewirkt, so kann der

Anspruch gleichwohl begründet sein‚ wenn die Behandlung sich

derart an die Heilbehandlung wegen der Unfallfolgen ange-
schlossen hat, daß beide in ihrer Auswirkung auf den ge—
sundheitlichen Gesamtzustand des Klägers als einheitliche
Heilbehandlung aufzufassen sind. Eine Beeinträchtigung der'
Erwerbsfähigkeit kann nicht nur auf mehreren nebeneinander

bestehenden, sondern auch eufeinanderfolgendon — medizi—

nisch verschiedenartigen —Leiden beruhen. Die Einheit
der Heilbehandlung in diesem Sinne liegt vor, wenn die Be»
handlung des neu aufgetretenen Leidens begonnen‚hat7 bevor

die vorausgegangene Behandlung endgültig - bei Krankenhaus—

behandlung also einschließlich dieser erforderlichen

ambulanten Nachbehandlung — abgeschlossen war. Dem sozialen
( Schutzzweck der auf Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit

abgestellten Regelung entsprechend muß die Einheit der Maik»

.
behandlung aber auch dann angenommen werden‚ wenn die durch

4die aufeinanderfolgenden Leiden verursachte Beeinträchtigung“

_ qq -
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der Erwerbsfäh1gkeit im Sinne der Vermittlungsfähigkeit
praktisch lückenlos fortbestandén hat

Hiernach erscheint
es nicht ausgeschlossen, daß die dem Kläger

'v0n der Krankenkasse gewährte Kranken— und Krankenhauspflege

— sei es wegen der Bronchopneumonie allein, sei es in deren

Zusammenhang mit dem unfallbedingteh Leiden » als Heilbe—

handlung 1 S. des 5 5 der 5. DVD zum AVAVGzu
berücks1chtigtbn

una dem Kläger —bei E;füllung der übrigen Voraussetzungen —
demgem"ß Alh1 zu gewähren ist Da die unter anderen rechtliChen

Ge ichtspunkten getr0ffenen Feststellungen des LSG für eine

Beurteilung in dem.oben dargelegten Sinne n1cht ausreichen‚

ist das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das

“LSG zurückzuverweisen (@ 470 Abs° 2 SGS). Dabe1 wird das LS G

auch über die Kosten des.Hevisionsverfahrens Zu entscheiden

haben„
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